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Gesetzgebung und Verwaltung 
 
 
Mehr Windenergieflächen für Deutschland 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Be-
schluss vom 27.09.2022, Az.: 1 BvR 
2661/21 ein ausnahmsloses Verbot von 
Windenergieanlagen in Waldgebieten Thü-
ringens für verfassungswidrig erklärt. In 
Thüringen sowie in weiteren Bundeslän-
dern, die ebenfalls ein solches Verbot vor-
sehen, besteht nun Handlungsbedarf. Die 
Bundesländer sind angehalten, Ihre Pläne 
neu aufzustellen und zusätzliche Waldflä-
chen als Vorranggebiete für die Nutzung 
von Windenergie zu kennzeichnen. Hierbei 
können insbesondere geschädigte Waldflä-
chen oder -brachen vorgeschlagen werden. 

Der Ausbau der Windenergie ist ein unver-
zichtbarer Beitrag zur Verbesserung des 
Klimawandels. Dem Beschluss des BVerfG 
kommt eine hohe Bedeutung zu, denn der-
zeit sind nur 0,8 Prozent der Fläche der 
Bundesrepublik für Windenergie ausgewie-
sen. Bedeutsam ist der Beschluss auch im 
Hinblick auf das neue Wind-an-Land-Ge-
setz, nach dem bis Ende 2032 zwei Prozent 
der Bundesfläche für die Windenergie aus-
gewiesen sein muss.  
 
Hinweis: Die Zusammenfassung des Be-
schlusses des BVerfG finden Sie nachfol-
gend unter „Rechtsprechung“ auf Seite 2.  
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Rechtsprechung 
 
 
Verfassungsrecht:  

Verfassungswidrigkeit eines Windrad-Verbot in Waldgebieten 
BVerfG, Beschluss vom 27.09.2022, Az.: 1 BvR 2661/21

Mehrere Waldbesitzer, deren Waldgebiete 
sich in Thüringen befinden, wandten sich 
gegen eine gesetzliche Regelung des thü-
ringischen Gesetzgebers, die Windräder in 
Waldgebieten generell verbot. Konkret re-
gelt § 10 Abs. 1 S. 1 des Thüringer Waldge-
setz (ThürWaldG), dass die Änderung der 
Nutzungsart von Waldgebieten zur Errich-
tung von Windenergieanlagen verboten ist, 
wodurch der Bau von Windenergieanlagen 
und Waldgebieten gänzlich verhindert wird. 
Die Regelung bezieht sich auf alle Waldflä-
chen, also auch auf die, die wegen Sturm-
folgen oder Schädlingen nicht oder nur ein-
geschränkt nutzbar sind. Mehrere Waldbe-
sitzer erhoben dagegen Verfassungsbe-
schwerde. 

Das BVerfG erklärte das Verbot für verfas-
sungswidrig. Dem thüringischen Gesetzge-
ber fehlt die Gesetzgebungskompetenz, so-
dass der Eingriff in die Eigentumsfreiheit 
gem. Art. 14 GG formell verfassungswidrig 
ist. Zwar fällt das vollständige Verbot der Er-
richtung von Windenergieanlagen auf Wald-
flächen in die konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz des Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 
GG, wonach die Bundesländer abwei-
chende Regelungen treffen können. Jedoch 
nur, solange der Bund keine abschließende 
Regelung getroffen hat. Dies ist jedoch un-
ter anderem mit § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
(Privilegierung der Windenergie im Außen-
bereich) und § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB (Kon-
zentrationsplanung) geschehen. 

  
 
 
 
Kommunalabgabenrecht:  

Doppelbelastung nach Insolvenz des Einrichtungsträgers 
VG Halle, Urteil vom 07.11.2022, Az.: 2 A 233/22 HAL

Ein Eigentümer (E) wandte sich gegen die 
Heranziehung zu einem Erschließungsbei-
trag durch die Gemeinde (G). G hatte die 
Erschließung des Gebiets auf einen priva-
ten Erschließungsträger (T) übertragen. Im 
Erschließungsvertrag war vereinbart, dass 
T zur Sicherheit eine Bürgschaft stellt. Dies 
ist jedoch nie geschehen. Da T vor Fertig-
stellung der Arbeiten in Insolvenz ging, 
musste G die Erschließung vollenden. G 
zog anschließend E zur teilweisen Deckung 
der Kosten heran. Zur Begründung der 
Klage führte E aus, dass G versäumt habe, 
den Erschließungsvertrag mit einer Ver-
tragserfüllungsbürgschaft zu sichern. Inso-
weit müssten die Anlieger doppelt bezah-
len. Einmal durch Kauf der Grundstücke 
von T, wo sämtliche Erschließungsbeiträge 
im Kaufpreis enthalten waren, und ein zwei-
tes Mal in Folge der Heranziehung durch G. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. G konnte E 
gem. §§ 127 ff. BauGB i.V.m. mit der Sat-
zung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen wirksam heranziehen. Soweit 
eine anderweitige Deckung für ihren Auf-
wand besteht, muss G diesen vorrangig 
ausschöpfen. Eine anderweitige Deckung 
wäre beispielsweise gegeben, wenn die 
Gemeine über eine Bankbürgschaft verfü-
gen würde. Die Bürgschaft wurde jedoch 
nicht gestellt. Des Weiteren sind Erschlie-
ßungsverträge keine Verträge zugunsten 
der späteren Eigentümer. Sie dürfen sich 
gerade nicht darauf verlassen, dass sie die 
Erschließung im Rahmen des Kaufpreises 
bezahlen und vor einer weiteren möglichen 
Inanspruchnahme sicher sind. Diese mögli-
che Doppelbelastung liegt allein im privaten 
Risiko der Eigentümer. 
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Kommunalabgabenrecht:  

Bauprogramm formlos abänderbar 
VG Halle, Urteil vom 07.11.2022, Az.: 2 A 233/22 HAL

Ein Eigentümer (E) wandte sich gegen die 
Heranziehung zu einem Erschließungsbei-
trag durch die Gemeinde (G). G brachte 
nach Insolvenz des Erschließungsträgers 
die Baumaßnahmen selbst zum Abschluss, 
sodass die Anlage im beitragsrechtlichen 
Sinn hergestellt war. E war anderer Auffas-
sung. Er führte auf, dass im ursprünglichen 
Bauprogramm unter anderem noch die Er-
richtung eines Bordsteins vorgesehen war. 
Diese Vorgaben wurden durch G teilweise 
nachträglich im Bauprogramm gestrichen. 
Dies sei unzulässig gewesen. Demnach 
konnte die Anlage noch gar nicht hergestellt 
werden, sodass noch auch noch keine Bei-
tragsplicht entstehen konnte. E erhob Klage 
vor dem Verwaltungsgericht.

Die Klage hatte keinen Erfolg. G konnte das 
Bauprogramm in Gestalt der Ausführungs-
planung ändern. Zwar hatte G durch Sat-
zung die wesentlichen Merkmale der end-
gültigen Herstellung zu regeln. Da in einer 
allgemeinen Satzung jedoch keine das ge-
samte Gemeindegebiet umfassenden, ver-
bindlichen Aussagen gemacht werden kön-
nen, war es nicht erforderlich, die Flächen-
einteilung der Straße für die flächenmäßige 
Teileinrichtung in der Satzung konkret zu 
bestimmen. Die Flächeneinteilung konnte G 
durch das Ausbauprogramm formlos festle-
gen und ändern, mithin die Bordsteine wäh-
rend der Ausführung formlos aus dem Bau-
programm streichen. 

 
 

Seminarangebote 
 

Die Kanzlei veranstaltet Fachseminare zu Schwerpunktbereichen unserer juristischen Be-
ratungstätigkeit. Außerdem besteht die Möglichkeit, auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
InhouseSchulungen als Präsenzveranstaltung in Ihren Räumlichkeiten oder als Online-
Schulung zu buchen. Kontaktieren Sie uns unter info@kanzlei-schenderlein.de. 
  
 

Online-Schulung 

Eingruppierung nach TVöD / TV-L 
Mittwoch, den 01.03.2023, 09:00 bis 12:00 Uhr, 
Rechtsanwalt Mario Pohl, Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
 

Tätigkeitsbeschreibung, Stellenzuordnung, 
Stellenbewertung und die auf dieser Grund-
lage vorzunehmende Eingruppierung sind 
essenzielle Bausteine einer ziel-gerichteten 
Personalpolitik im Rahmen des Haushalts-
budgets. Vielfach machen Änderungen des 
Stellen-zuschnitts eine Überprüfung der 
(bisherigen) Eingruppierung erforderlich. 
Die Eingruppierung einschließlich Stufenzu-
ordnung ist aber auch ein nicht zu unter-
schätzendes Instrument bei der Personal-
gewinnung in Zeiten des Fachkräfteman-
gels. In dem Seminar werden Empfehlun-
gen zur Herangehensweise aufgezeigt, Ge-
staltungsspielräume erörtert und saubere 
Strategien als Voraussetzung für optimale 
Personalentscheidungen entwickelt. Das 
Seminar beinhaltet u.a. folgende Themen: 

• Grundlagen der Stellenbeschreibung 
(Arbeitsvorgang, Tätigkeit, Zuordnung 
der Zeitanteile) 

• Das System der Eingruppierung und 
dessen Besonderheiten 

• Möglichkeiten und Grenzen bei der Zu-
ordnung in die Erfahrungsstufe 

Die Schulung richtet sich an Führungskräfte 
und Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung, 
die mit Personalentscheidungen und deren 
Umsetzung betraut sind. Es wird wie ge-
wohnt möglich sein, den Referenten wäh-
rend der Veranstaltung Fragen zu stellen 
und über einzelne Probleme einen angereg-
ten Meinungsaustausch zu pflegen. Weitere 
Informationen erhalten Sie unter:  
www.kanzlei-schenderlein.de 

  

mailto:info@kanzlei-schenderlein.de
http://www.kanzlei-schenderlein.de/
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Online-Schulung 

Personalrat und Dienststelle - ein chronischer Konfliktfall? 
Mittwoch, den 19.04.2023, 09:00 bis 12:00 Uhr, 
Rechtsanwalt Mario Pohl, Fachanwalt für Verwaltungsrecht 

Die Umsetzung personeller und strukturel-
ler Maßnahmen in der öffentlichen Verwal-
tung erfordert ein gutes Zusammenwirken 
des Dienstherrn mit seinem Personalrat. 
Mitunter bestehen Meinungsverschieden-
heiten zu Umfang und Grenzen der Beteili-
gung. Umfassende Kenntnisse über die 
Rechte und Pflichten des Personalrates 
sind deshalb für alle Beteiligten unverzicht-
bar. Häufig lassen sich arbeitsrechtliche 
Konflikte mit Fachkenntnis sowie der richti-
gen Kommunikations- und Verhandlungs-
strategie vermeiden. Trotz vermeintlich ge-
genläufiger Interessen-lagen sind Personal-
rat und Dienststelle gerade nicht zwangs-
läufig Streitparteien, wenn sie sich über ihre 
Stellung und Handlungsmöglichkeiten im 

Klaren sind. Dabei wird auch auf landes-
rechtliche Besonderheiten (insbes. „Allzu-
ständigkeit“) eingegangen. Das Seminar 
befasst sich mit folgenden Themen: 
• Grundsätze des vertrauensvollen Zu-

sammenwirkens 
• Rechtsstellung des Personalrats: Be-

nachteiligungs-verbot, Kündigungs-
schutz, Anspruch auf Freistellung 

• Beteiligungsrechte des Personalrats 
Das Seminar richtet sich an Mitarbeiter von 
Behörden und kommunalen Körperschaf-
ten, die bei der Umsetzung von Maßnah-
men mit dem Personalrat zusammenarbei-
ten. Weitere Informationen erhalten Sie un-
ter:  
www.kanzlei-schenderlein.de 

  
 

 
 
 
 
 

Zur Anmeldung für den kostenfreien E-Mail-Versand unserer Newsletter mit aktueller Recht-
sprechung im Verwaltungsrecht, Baurecht, Vergaberecht, Mietrecht und Arbeitsrecht nutzen 
Sie bitte unsere Homepage www.kanzlei-schenderlein.de Sie können den Bezug jederzeit 
ohne Angabe von Gründen formlos abbestellen. 
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